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Sehr geehrter Herr Kraus,  
sehr geehrte Damen und Herren, 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit, zur aktuellen Novelle der 
Bayerischen Bauordnung Stellung zu nehmen. 

Den im Gesetzentwurf vorgeschlagenen Änderungen der Bayerischen 
Bauordnung (BayBO) und der Bauvorlagenverordnung (BauVorlV) stehen 
wir sehr positiv gegenüber. Alle Schritte, die dem Bürokratieabbau 
dienen und zu einer wirklichen Erleichterung für alle Beteiligten sowie zu 
einer Verbesserung der Verfahrenstransparenz führen, begrüßen wir, 
unabhängig davon, ob sie das formelle oder materielle Bauordnungsrecht 
betreffen oder rein technischer Natur sind. Damit wird die Bayerische 
Bauordnung erneut einen Schritt zukunftsfester. 

Gerne möchten wir die Gelegenheit nutzen, Ihnen und Ihrem Haus für die 
stets angenehme und konstruktive Zusammenarbeit zu danken. Wir 
freuen uns darauf, diesen Dialog auf den verschiedenen Fachebenen 
fortzusetzen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Prof. Lydia Haack 
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Stellungnahme zum Entwurf der aktuellen BayBO-Novelle 
 
Allgemeine Hinweise und Fragen: 
 
Einheitliche digitale Verfahren 
Dass nun für nahezu alle im Bauordnungsrecht begründeten Anträge, 
Anzeigen und Erklärungen die digitale Übermittlung zum Standard wird, 
diese Dokumente elektronisch übermittelt und einheitlich bei der unteren 
Bauaufsichtsbehörde eingereicht werden können, macht die Verfahren 
übersichtlicher. 
Dies betrifft unter anderem das Genehmigungsfreistellungsverfahren (Art. 
58 BayBO) und die Anzeige der Beseitigung (Art. 57 Abs. 5 BayBO), die 
von der unteren Bauaufsichtsbehörde bei Eingang unverzüglich an die 
jeweilige Gemeinde weitergeleitet werden. Eindeutiger geregelt ist 
zudem, dass sich der Beginn von Fristen nun auf den Zeitpunkt des 
Eingangs bei der unteren Bauaufsichtsbehörde bezieht. 

Zum Gesetzesentwurf wird erläutert: „Die Regelung (zur elektronischen 
Kommunikation) gilt nur für Anträge, Anzeigen und Erklärungen aus der 
Sphäre des Bürgers an die Behörde. Bescheide oder an den Bürger 
gerichtete Erklärungen der Behörden sind hingegen nicht umfasst.“ 

Wir regen an, auch die Kommunikation der Behörde gegenüber dem 
Bürger dem Primat der elektronischen Kommunikation zu unterwerfen. 
Ebenso sollten behördliche Dokumente wie die BayTB in elektronischer 
und insbesondere in „intelligenter“ Form zur Verfügung gestellt werden. 

Bayerisches Abgrabungsgesetz wieder Teil der BayBO 
Die Rückführung des Bayerischen Abgrabungsgesetzes (BayAbgrG) in die 
BayBO wird begrüßt, zumal Abgrabungen und Aufschüttungen in einem 
systematischen Zusammenhang stehen. Offen bleibt jedoch die Frage, 
inwieweit diese Maßnahmen (Abgrabungen) im 
Baugenehmigungsverfahren zu prüfen sind (bislang Art. 6 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 BayAbgrG). Ferner stellt sich die Frage, wie in diesem 
Zusammenhang der Zuständigkeitswechsel für die dem 
Baugenehmigungsverfahren unterfallenden Abgrabungen von den 
Landratsämtern hin zu den Städten und Gemeinden einzuordnen ist. 

Nachbarbeteiligung 
Eine große Erleichterung stellt unseres Erachtens die Neufassung der 
Regelungen zur Nachbarbeteiligung dar (Art. 66 und Art. 58 BayBO). Dies 
betrifft sowohl die Angleichung der Verfahren der 
Genehmigungsfreistellung an diejenigen der Baugenehmigungsverfahren 
als auch die Reduzierung des Kreises der vom Bauherrn zu beteiligenden 
Eigentümer auf jene, deren Grundstücke unmittelbar an das 
Baugrundstück angrenzen. 

Bei der praktischen Umsetzung werden dennoch Fragen aufkommen; 
einige davon wurden bereits an uns herangetragen: Wie sind sogenannte 
„Punktnachbarn“ zu behandeln, deren Grundstücke lediglich einen 
gemeinsamen Grenzpunkt aufweisen, wie dies häufig in geplanten 
Siedlungen vorkommt?  
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Wie verhält es sich bei schmalen Siedlungsstraßen, insbesondere bei 
privaten Erschließungswegen innerhalb von Reihenhausanlagen oder bei 
Blockdurchwegungen? 
 
Ein weiterer positiver Schritt besteht darin, dass den Nachbarn künftig 
lediglich der Lageplan und die Ansichten vorgelegt werden müssen und 
die Baugenehmigung nun von der unteren Bauaufsichtsbehörde an 
sämtliche Nachbarn übermittelt wird (Stichwort: Klagefrist). 

Bauvorlagen: Unterschriften Fachplaner/Bauherren 
Aus Gründen eines möglichst medienbruchfreien Prozesses ist 
nachvollziehbar, dass die Unterschriften der Fachplaner auf den von 
ihnen gefertigten Unterlagen künftig nicht mehr erforderlich sind und 
stattdessen lediglich deren Benennung erfolgt. In der Praxis wird dies 
jedoch, ebenso wie der Verzicht auf die Unterschrift des Bauherrn (Art. 
64 Abs. 4 BayBO), erneut Fragen aufwerfen. 

Zwar mögen mit der Neufassung der Regelungen keine Änderungen der 
materiellen Rechtsverhältnisse verbunden sein, jedoch werden die 
entsprechenden Nachweis- und Abstimmungspflichten in die jeweiligen 
vertraglichen Innenverhältnisse verlagert. Tatsache ist, dass der 
Dokumentationsaufwand für die Bauvorlageberechtigten durch diese 
Veränderungen nicht geringer, sondern tendenziell größer wird. Sie 
müssen sich künftig, wie bereits heute gegenüber dem Bauherrn, 
außerhalb des behördlichen Verfahrens auch gegenüber den Fachplanern 
verbindlich absichern, dass die eingestellten Unterlagen den jeweiligen 
Fachplanungen entsprechen. Ebenso müssen sie sicherstellen, dass der 
Bauherr mit der eingereichten Fassung der Bauvorlagen einverstanden 
ist. 

Kommunikation: weitere Verantwortung für Architekten! 
Weitere Verantwortung erwächst dem Bauvorlageberechtigten durch die 
neue Regelung des Art. 56 Abs. 2 Satz 3. Diese eröffnet die Möglichkeit 
im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens, die Bekanntgabe und 
Zustellung von Bescheiden für oder gegen den Bauherrn sowie weitere 
Antworten der Genehmigungsbehörden dem Bauvorlageberechtigten zu 
übermitteln, der diese dann ggf. weiterleiten muss. Dies umfasst auch 
Vorgänge, die sich an Personen richten, die zwar im Namen des Bauherrn 
Unterlagen eingereicht oder für diesen gehandelt haben jedoch ggf. nicht 
identisch mit dem Bauvorlageberechtigten sind.  

 
 


